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Gemeinsame Erklärung des Rates, des Europäischen Parlaments und der  
Europäischen Kommission 

 

Die jüngsten Terroranschläge in Europa haben deutlich gemacht, dass die Anstrengungen zur 
Wahrung der Sicherheit bei gleichzeitiger Förderung der Wahrung unserer gemeinsamen Werte 
einschließlich der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte verstärkt werden 
müssen. Um für eine umfassende Reaktion auf die sich weiterentwickelnde terroristische 
Bedrohung zu sorgen, muss ein verstärkter Rahmen für die strafrechtliche Ahndung durch 
wirksame Maßnahmen zur Prävention der zu Terrorismus führenden Radikalisierung und einen 
effizienten Austausch von Informationen über terroristische Straftaten ergänzt werden. 

In diesem Sinne bekunden die EU-Organe und die Mitgliedstaaten gemeinsam ihre Zusage, 
innerhalb ihrer jeweiligen Zuständigkeitsbereiche im Rahmen eines alle Politikbereiche – 
einschließlich insbesondere der Bereiche Bildung, soziale Inklusion und Integration – und alle 
Akteure – einschließlich der Organisationen der Zivilgesellschaft, der örtlichen Gemeinschaften 
oder der Partner in der Privatwirtschaft – einbeziehenden sektorübergreifenden Ansatzes weiterhin 
wirksame Präventionsmaßnahmen zu entwickeln und in solche Maßnahmen zu investieren. 
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Die Kommission wird die Bemühungen der Mitgliedstaaten insbesondere durch die Bereitstellung 

finanzieller Unterstützung für Vorhaben, mit denen Instrumente zur Bekämpfung der 

Radikalisierung entwickelt werden sollen und durch EU-weite Initiativen und Netze, wie etwa das 

Aufklärungsnetzwerk gegen Radikalisierung, unterstützen. 

Der Rat der Europäischen Union, das Europäische Parlament und die Europäische Kommission 

betonen, dass ein wirksamer und rechtzeitiger Austausch aller für die Zwecke der Verhütung, 

Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung terroristischer Straftaten relevanten Informationen 

zwischen den zuständigen Behörden in der Union notwendig ist. Diesbezüglich ist es von 

entscheidender Bedeutung, alle bestehenden Instrumente, Kanäle sowie Ämter und Agenturen der 

Union umfassend zu nutzen und alle in diesem Bereich angenommenen Rechtsakte der Union zügig 

umzusetzen. 

Die drei Organe bekräftigen die Notwendigkeit, die Funktionsweise des allgemeinen Rahmens der 

EU für den Informationsaustausch zu bewerten und etwaige Defizite mit konkreten Maßnahmen zu 

beheben, auch unter Berücksichtigung des Fahrplans zur Verbesserung des Informationsaustauschs 

und des Informationsmanagements einschließlich von Interoperabilitätslösungen im Bereich Justiz 

und Inneres1. 
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